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BEGRUNDUNG

1.

ANLASS, ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

Der aus dem Jahr 1969 stammende Bebauungsplan ,Stemmersgrund-Russelfeld-
Backesacker* erlangte am 01.10.1970 Rechtskraft. Die 1. Anderung, die eine vollstandi-
ge Uberarbeitung des Bebauungsplanes beinhaltete, ist seit 23.12.1980 rechtskraftig.

Die Abgrenzung der Uberbaubaren Grundstucksflachen erfolgt durch die Baugrenzen.
Die fur die Bebauung vorgegebenen ,Baufenster” setzen einen sehr engen Rahmen fir
die Lage der kinftigen Bebauung und lassen nur eine geringe Ausnutzung der Grund-
stiicke zu. Dies hat zur Folge, dass in der Vergangenheit sehr haufig von den Festset-
zungen des Bebauungsplanes gemaR § 31 Abs. 2 BauGB befreit werden musste. Ins-
besondere Uberschreitung der Baugrenzen und der Wand/Traufhéhe, Erhéhung der
Dachneigung, Dachaufbauten und Anderung der Firstrichtung waren Gegenstand der
Befreiungsantrage.

Aus den genannten Griinden hat die Gemeinde Krombach die Uberarbeitung und 2.
Anderung des Bebauungsplanes ,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesacker® beschlos-
sen.

Im Rahmen der Uberarbeitung der Bebauungsplanes sollen die Planinhalte und Festset-
zungen an die heutigen stadtebaulichen MalRstédbe angepasst werden, um unter Beach-
tung der aktuellen Gesetzeslage eine maglichst grofRe Flexibilitdt bei der baulichen Nut-
zung der Grundstiicke zu erwirken.

Ziel des Aufstellungsverfahrens ist es, die planungsrechtlichen Rahmenbedingungen fur
kunftige MaBhahmen im Gebaudebestand, fur Erweiterungen oder Nachverdichtungen
zu schaffen.

Eine malvolle VergroRerung der zulassigen lUberbaubaren Grundsticksflachen eréffnet
Maoglichkeiten fir Umbau- und Erweiterungsvarianten.

Mit einer Aktualisierung der Festsetzungen des Bebauungsplanes kann auf die energeti-
schen Anforderungen an die Gebaude und den Wandel der Vorstellungen hinsichtlich
der Gestaltung der Wohnh&user reagiert werden.

Durch das Bauleitplanverfahren soll auch dem Flachenverbrauch mit Hilfe der Innenver-
dichtung, d.h. durch die intensivere Nutzung von Grundstiicken in einem bereits bebau-
ten Gebiet gegenuber der Neuausweisung von Baugebieten, entgegengewirkt werden.

Der Gemeinderat hat am 22.09.2020 den Beschluss zur inhaltlichen Uberarbeitung des

Bebauungsplanes ,Stemmersgrund-Risselfeld-Backesacker® gemal § 2 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) i.V.m. 8 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) gefasst.
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BEBAUUNGSPLAN DER INNENENTWICKLUNG
nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Das Plangebiet umfasst Flachen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der infol-
ge von Entwicklungen und Veranderungen angepasst wird.

Der Bebauungsplan ist nach 8 13a BauGB als ,Bebauungsplan der Innenentwicklung*®
anzusehen, da die Zielsetzung der Planung die Nachverdichtung der innerhalb des Sied-
lungsbereiches liegenden Flachen beinhaltet.

Fiar einen ,Bebauungsplan der Innenentwicklung® kann geméal 8 13a Abs. 1 Nr. 1
BauGB ein beschleunigtes Verfahren durchgeflhrt werden, sofern fiir die zuldssige
Grundflache im Sinne des 8§ 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine
GroRRe der Grundflache von weniger als 2 ha festgesetzt wird, wobei die Grundflachen
mehrerer Bebauungsplane, die in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen
Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind.

Ermittlung der zulassigen Grundflache nach § 19 Abs. 2 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet — WA 41.282 m?
Grundflachenzahl 0,4

Zulassige Grundflache gesamt 16.513 m2

Der Schwellenwert von 20.000 m2 wird bei einer Vollausnutzung der festgesetzten
Grundflachenzahl von 0,4 nicht erreicht.

Im vorliegenden Fall befindet sich im Hinblick auf den sachlichen, rAumlichen und zeitli-
chen Zusammenhang kein weiterer Bebauungsplan in direkter Umgebung im Aufstel-
lungsverfahren.

Vor dem Hintergrund der Ausweisung des Plangebietes als Allgemeines Wohngebiet
(WA) mit der vorliegenden FlachengroRe und der damit verbundenen maximal tUberbau-
baren Grundflache liegt keine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspri-
fung vor.

Es werden keine Anhaltspunkte flr eine Beeintrachtigung der Erhaltungsziele von Fau-
na-Flora-Habitat (FFH) - Gebieten und Vogelschutzgebieten des europaweiten Schutz-
gebietssystems ,Natura 2000“ (8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB) erkannt.

Im Plangebiet und im weiteren Umfeld der Plangebietsflache existieren keine der Stor-
fall-Verordnung unterworfenen Betriebe. Somit bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei
der Planung Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung der Auswirkungen von schweren
Unféllen oder Katastrophen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu
erwarten sind.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gemaR3 § 13a BauGB im beschleunigten
Verfahren. Die Anwendungsvoraussetzungen gemafR § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB, den
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzufiihren, sind gegeben.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach
§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend, das heil3t u. a., dass von der Umwelt-
prufung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfligbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklarung abgesehen
wird. Bei diesem Verfahren kann zudem von einer frihzeitigen Beteiligung der Offent-
lichkeit und der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 3 Abs. 1
BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden.
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Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte
Grundflache unter 20.000 m2 liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zuldssig gelten.
Rechtsgrundlage ist 8 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. § 1la Abs. 3 Satz 6 BauGB.

3. GELTUNGSBEREICH
3.1 Lage und raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt am sudwestlichen Bebauungsrand der Gemarkung Krombach und
siidwestlich der KreisstraRe AB 12/Hauptstral3e.

An das Plangebiet grenzen im Nordwesten, Norden und Osten Wohngebiets- und Dorf-
gebietsflachen sowie im Siidwesten Flachen fir die Landwirtschaft an.

[ S —
"_.__—.—..-i'— -

Abb. 1 Geltungsbereich des Plangebietes (ohne Mal3stab)
Die genaue Abgrenzung geht aus dem Planblatt hervor.

Die Gebietsgrof3e betragt rd. 5,37 ha.
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3.2

3.3

3.4

3.5

VerkehrserschlieRung

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt von der norddstlich verlaufenden Hauptstra-
Re/KreisstralRe AB 12 Uber zwei Straf3enanschlisse, ,HohenstralRe* und ,Wiesengrund-
straf3e”.

Das vorhandene innere Erschlielungssystem, bestehend aus den StralR3en ,Hbhenstra-
Re“, ,WiesengrundstraRe” und ,TalstraRe”, ist nach den derzeitigen technischen Anfor-
derungen ausreichend fiir die Belange des Wohngebietes dimensioniert.

Die Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr erfolgt tGber die in der ,Haupt-
stralRe” liegende Haltestelle, die in einer Entfernung zwischen 450 m bis 700 m in Hohe
der Hausnummer 208 nahe der Einmindung ,Geisenhdfer Strafl3e* liegt.

Technische Ver- und Entsorgung

Da es sich um ein Bestandsgebiet handelt, ist die Versorgung des Gebietes Uber ent-
sprechende Leitungstrassen in den ErschlieRungsstrafien gesichert.

Die Anlagen fur die Trink- und L&schwasserversorgung, Energie- und Warmeversor-
gung, Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung (Mischwasserkanalisation) sind
vorhanden.

Immissionsbelastung

Auf das Plangebiet wirken aus norddstlicher Richtung die Gerduschimmissionen der
KreisstralRe AB 12.

GrofRe und Nutzung des Plangebietes

Flachennutzung Teilflache Gesamtflache
Bauflache Wohngebiet 41.282 m2
tberbaubare Grundflache 11.365 m?
(nach zulassiger Grundflachenzahl 0,4)
Verkehrsflachen 9.340 m2
Versorgungsflachen 165 m2

Grunflachen

offentliche Grinflachen 855 m2
private Grinflachen 1.914 mz 2.769 m2
Gesamtflache Plangebiet 53.556 m?

(5,36 ha)
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UBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN

Landesentwicklungsprogramm (LEP)
Regionalplan der Region Bayerischer Untermain (1)

Nach dem Regionalplan der Region Bayerischer Untermain (1) liegt die Gemeinde
Krombach im Verdichtungsraum von Aschaffenburg und im Nahbereich des Grundzent-
rums Schollkrippen.

Die Planung entspricht Grundsatz 3.1 LEP (Flachensparen) und Ziel 3.2 LEP (Innen-
entwicklung vor AufRenentwicklung) sowie Ziel 3.1.2-02 RP1 (Maflinahmen zur Vermin-
derung der Zersiedelung). Die Siedlungsentwicklung soll nachhaltig und flachensparend
erfolgen, die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung sind auszuschépfen und
vorrangig zu nutzen.

Flachennutzungsplan
In dem wirksamen Flachennutzungsplan ist der Umgriff des Plangebietes als ,allgemei-

nes Wohngebiet* (WA) dargestellt. Die vorliegende 2. Anderung des Bebauungsplanes
ist somit als aus dem Flachennutzungsplan entwickelt zu beurteilen.
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Abb. 2 Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan (ohne Mal3stab)
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4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan

Fur den Bereich des vorliegenden Plangebietes wurde der Bebauungsplan ,Stemmers-
grund-Russelfeld-Backesacker* aufgestellt, der am 10.10.1969 als Satzung beschlossen
wurde (Rechtskraft 01.10.1970). Bisher wurde eine Tektur-Gesamtiberarbeitung
durchgefihrt, die seit 23.12.1980 rechtsverbindlich ist.

Abb. 3 Ausschnitt aus dem rechtskraftigen Bebauungsplan (ohne Mafl3stab)
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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT

Art der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet — WA —
(8 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO und § 4 BauNVO)

Entsprechend der bestehenden und geplanten Nutzungen wird das Plangebiet als all-
gemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.

Malf der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und 88 16 bis 20 BauNVO)

Grundflachenzahl und Geschossflachenzahl

In dem allgemeinen Wohngebiet wird das Maf? der baulichen Nutzung mit der Grund-
flachenzahl von 0,4 und der Geschossflachenzahl von 1,2 bestimmt, diese Werte
entsprechen den zulassigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauNVO.

Zahl der Vollgeschosse, Hohe der baulichen Anlagen, Dachform, Dachneigung

Die maximale Zahl der Geschosse orientiert sich an den Bestandsgebauden im Plange-
biet und den Festlegungen in dem rechtskréftigen Bebauungsplan und bericksichtigt die
Gelandesituation. Zulassig sind maximal drei Vollgeschosse. Im grof3ten Teil des Be-
bauungsplangebietes wird das Hanghaus als Bauform beibehalten. Zulassig sind in den
Baugebieten WA 1 ein Erdgeschoss, ein Sockelgeschoss und ein Dachgeschoss jeweils
als Vollgeschoss.

Die maximalen Wandhéhen werden auf der Bergseite mit 5,00 m und auf der Talseite
mit 7,00 m Uber Gelande festgelegt.

Fur die Gebiete WA 2 im sudoéstlichen Plangebiet wird die Festsetzung von zwei Vollge-
schossen und einem als Vollgeschoss anzurechnenden Dachgeschoss getroffen. Die
Wandhohe wird auf maximal 7,50 m auf der Bergseite und 8,00 m auf der Talseite be-
grenzt.

Bei der Festlegung der Obergrenzen der Wandhéhen sind erforderliche Erhéhungen
durch energetische Malinahmen wie Aufsparrenddmmung und Sockelausbildungen
durch Hanglagen bericksichtigt.

Als Dachformen werden nur das Satteldach und das hdéhenversetzte Pultdach zugelas-
sen, um die Bebauung in das Landschaftsbild einzufliigen sowie eine gewisse Ruhe und
Einheitlichkeit zu erzielen.

Der Spielraum der Dachneigungen von 28° bis 45° ermoglicht zum einen die Nutzung
des Dachgeschosses als Wohnflache in Verbindung mit Dachaufbauten und Quer- und
Zwerchgiebeln und zum anderen lasst er die Anbringung von Photovoltaik- und Solar-
thermieanlagen zu.
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Gelandeveranderungen, Stitzmauern und Mauern

Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhéhen sowie zur Herstellung von Terrassen und
zur Terrassierung des Gelandes sind Veranderungen der Gelandeoberflache wie Auffll-
lungen und Abgrabungen bis zu einer Hohe von 1,50 m zulassig.

DarlUber hinausgehende Gelandeveranderungen sind mit dem Bauantrag besonders zu
begriinden.

Die Ansichtshéhe von Stitzmauern zur Abfangung von natiurlichem Gelédnde und von
Mauern zur Abfangung von Auffullungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine
Hohe von 1,50 m nicht Uberschreiten. Durch diese zuladssigen Geldndeanpassungen
sind Veranderungen der vorhandenen Geléndesituation im Hinblick auf eine optimierte
Gebaudeplanung mdglich (z.B. barrierefreie Zugange).

Werden durch die Geléndesituation hohere Mauern oder Stiitzmauern erforderlich, so
sind diese im Versatz mit Grinstreifen in einer Breite von mindestens 1,00 m herzustel-
len. Der Nachweis Uber die Erforderlichkeit einer Stitzmauer bzw. Mauer und die Einhal-
tung der Hohe sind im Bauantrag zu fihren.

Boschungen sind 1:1,5 oder flacher anzulegen.

Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

Der Bebauungsplan setzt fir den Planungsbereich die Bebauung in offener Bauweise
nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die zulassigen tberbaubaren Grundsticksflachen wer-
den durch die Baugrenzen definiert. Bei der Festlegung der Baugrenzen als Baufenster-
ausweisungen werden die Vorgaben des rechtskraftigen Bebauungsplanes und der
Baubestand sowie die planerischen und stadtebaulich rdumlichen Zielvorstellungen bei
Veranderungen einbezogen.

Die durch die Baugrenzen festgesetzten Grundsticksflachen werden gegeniber den
derzeit geltenden Bebauungsplanen so erweitert, dass eine hthere Flexibilitéat bei ge-
planten Gebaudestellungen bzw. bei geplanten baulichen Erweiterungen méglich ist.

Die Festsetzung zur Stellung baulicher Anlagen mit der Firstrichtung gilt nicht fir Gara-
gen.

Nebenanlagen

Zur Klarstellung wird in die Festsetzungen aufgenommen, dass Nebenanlagen im Sinne
des 8§ 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche Anlagen und Einrichtun-
gen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen Grundstiicke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und gebietsvertraglich sind, allgemein zuldssig sind und auch auf
den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen gemal § 23 Abs. 5 BauNVO zugelassen
werden.

Stellplatze, Carports und Garagen
(8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Garagen und Carports (Uberdachte Stellplatze) sowie Stellplatze kénnen innerhalb der
Baugebietsflachen angeordnet werden. Garagen haben einen Abstand von mindestens
5,00 m und Carports von mindestens 3,00 m zu 6ffentlichen Verkehrsflachen, gemessen
von der StralRenbegrenzungslinie, einzuhalten.
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ERSCHLIESSUNG

Verkehrsflachen

Das innere ErschlieBungssystem, bestehend aus der Hohenstral’e, Westerngrundstra-
Re und TalstralRe. Eine FuRBwegverbindung besteht zwischen der TalstraRe und der Ho-
henstral3e, beide Stral3en verlaufen parallel zu dem Héhenverlauf des Hanges.

Ver- und Entsorgung

Trinkwasserversorgung

Die Gemeinde Krombach ist Mitglied im Zweckverband Fernwasserversorgung Spess-
artgruppe Horstein.

Die Trinkwasserversorgung ist Uber die bestehenden Versorgungsleitungen in den Er-
schlieBungsstral3en gesichert.

Loschwasserversorgung

Uber das offentliche Trinkwassernetz ist im Plangebiet eine Léschwasserentnahme von
48 bis 96 m3/h (800 bis 1600 I/min) tber die Dauer von 2 Stunden bei einem FlieRdruck
von 1,5 bar moglich.

Abwasserbeseitigung
Die Gemeinde Krombach ist dem Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund ange-
schlossen.

Strom- und Erdgasversorgung
Die Stromversorgung erfolgt Giber die Bayernwerk Netz GmbH.
Fur die Erdgasversorgung ist die Energieversorgung Main-Spessart GmbH zustandig.

Abfallentsorgung

Fur die umweltgerechte Entsorgung der Abfalle ist der Landkreis Aschaffenburg verant-
wortlich.
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NATUR UND UMWELT

Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Freiflachengestaltung

Die nicht mit Geb&uden oder vergleichbaren baulichen Anlagen Uberbauten Grund-
sticksflachen sind wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen, mit offenem
oder bewachsenem Boden als Grinflachen anzulegen und zu unterhalten.

Immer haufiger werden Garten mit Schotter, Split, Kies oder anderen losen Material- und
Steinschittungen angelegt. Die planerische Zielsetzung hinsichtlich der Schaffung und
Erhaltung von Grunflachen ist es, diese Art der Gestaltung einzudammen. Offene Fla-
chen, z. B. Rasen, Beete, bepflanzte Bereiche, lassen das Wasser auf natirlichem We-
ge versickern oder binden es so, dass es wieder fur die Verdunstung zur Verfliigung
steht. Offener und bewachsener Boden heizt sich im Sommer auf3erdem nicht so stark
auf wie eine geschotterte Flache.

Stellflachen und Zufahrten

Eine wesentliche Voraussetzung fir den Grundwasserschutz ist das Offenhalten der
Bdden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maf zu begrenzen. Bei der Ge-
staltung und Ausfihrung von zu befestigenden Flachen wie Wege, Zufahrten und Stell-
platze sind maglichst wasserdurchlassige Befestigungen zu verwenden, beispielsweise
Drainpflaster, Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine oder lediglich befestigte Fahrspu-
ren.

Die Versickerung von Niederschlagswasser kann als Beitrag zur Grundwasserneubil-
dung dienen und tragt zur Reduzierung des Oberflachenabflusses bei einem Starkregen
bei.

Artenschutz

Durch die Realisierung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturel-
len Auspradgung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen
Konflikte des Artenschutzes zu erwarten.

Verbotstatbestande aus dem Artenschutzrecht nach 8 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG werden berticksichtigt durch folgende MalRBhahmen:

¢ Vor Baumfallungen oder einem Gebaudeabbruch ist von einer biologisch ausge-
bildeten Person zu prifen, ob Brut-, Nist- oder Zufluchtstétten von Vogeln
(z.B. Hausrotschwanz, Mauersegler) und Saugetieren (Fledermause) betroffen sind,
um ggf. Vorkehrungen zur Vermeidung des Schadigens von artenschutzrechtlich
geschutzten Tierarten zu treffen.

e Hohlenbdume sind grundsatzlich zu erhalten; sollte dies nicht méglich sein, ist
gemeinsam mit der Unteren Naturschutzbehorde eine einvernehmliche Lésung
zu erarbeiten.

e Mit der Beschrankung von Gehdlzrodungen und Baumféllungen auf den
artenschutzrechtlich begriindeten Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar
werden Totungen und Verletzungen von Vogeln und Fledermausen vermieden
(8 39 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG).
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Grinflachen und Pflanzgebote fur das Anpflanzen von Baumen
(8 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25 BauGB)

Private Grunflachen

Am Ubergang zur freien Landschaft und zur naturnahen Ausbildung des Ortsrandes so-
wie als grine Zasur zwischen dem alteren Baubestand entlang der Hauptstral3e und
dem Baugebiet ,Stemmersgrund-Risselfeld-Backeséacker® sind 3,00 m breite private
Grunstreifen, die mit heimischen Baumen und StrAuchern zu bepflanzen sind, festge-
setzt.

Offentliche Griunflache
Ein Spielplatz befindet sich im Stidwesten des Baugebietes.

Hausbaum
Bei einer Neubebauung ist auf dem Baugrundstiick mindestens ein heimischer standort-
gerechter Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten und ggf. nach Abgang zu ersetzen.

Der Bebauungsplan enthéalt Pflanzbeispiele fir standortgerechte heimische Baume,
Straucher und Kletterpflanzen.

Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen
zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmalf3-
nahmen fir die Anlagen vorgesehen werden.

Umweltbelange

Der Bebauungsplan ,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesacker®, 2. Anderung wird unter
Anwendung des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.
Somit wird von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB abgesehen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu er-
wartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung be-
reits erfolgt oder zulassig gelten.

Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Dennoch sind die Belange der Umwelt nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu
bertcksichtigen und in die Abwagung einzustellen.

Schutzglter Boden und Wasser

Das Plangebiet ist bereits Uberwiegend bebaut und durch Verkehrsflachen, Stellplatze
und Zufahrten versiegelt.

Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch weitere Ver-
siegelung von Flachen werden gemindert durch die Berlicksichtigung der Ziele:

* vorrangige Versickerung des Niederschlagswassers auf den Grundstiicken oder
MalRnahmen zur Rickhaltung und Wiederverwendung des Dachwassers (z.B.
Zisternen),

*  Schaffung und Erhaltung von Grinflachen auf den nicht Giberbauten Grundstiicks-
flachen.

Schutzgiter Klima und Luft

Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und ist damit zu rechnen, dass die Reali-
sierung von weiteren Geb&uden und versiegelten Flachen keine klimatischen Auswir-
kungen hat.
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Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Durch die Umsetzung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen
Auspragung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine er-
heblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.

Verbotstatbestdnde aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermei-
dungsmafinahmen auszuschlieRen.

Schutzgut Landschaft

Das Ortsbild kénnte durch neue Baustrukturen verandert werden, die nicht ortstypische
Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in die bauliche Umge-
bung integrieren.

Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Hohen der Gebaude
getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen einfigen und keine Beeintrachtigungen zu
erwarten sind.

Natura 2000-Gebiete
Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 — Gebiete (FFH-Gebiete und
EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.

Schutzgut Mensch

Fur die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des
Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst wer-
den. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.

Gegeniiber der Bestandssituation ergeben sich keine Auswirkungen durch die Anderung
des Bebauungsplanes.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter
Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguiter ist von dem Planungsvorhaben nicht be-
troffen.

Sonstige abzusehende Risiken fir die menschliche Gesundheit, das kulturelle
Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfélle oder Katastrophen

Im Rahmen der Bauausfiihrungen konnten im Havariefall solche Auswirkungen durch
den Eintrag umweltgefahrdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen.
Jedoch entspricht das Gefahrdungspotenzial dem Ublicher Vorhaben. Durch Baumaf3-
nahmen sind keine erhéhten Risiken fur die menschliche Gesundheit, das kulturelle Er-
be oder die Umwelt zu erwarten.

Die Auswirkungen von Vorhaben auf den Naturhaushalt bestehen in der Versiegelung
von Boden. Als Folgen der Bodenversiegelung ist die Verringerung des Lebensraums fiir
Flora und Fauna, die Verhinderung der Neubildung und Speicherung von Grundwasser
zu nennen.

Die genannten Wechselwirkungen sind bei dem vorliegenden Vorhaben aufgrund der
bestehenden Flachennutzungen irrelevant.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchfliihrung der Planung nicht mit erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
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IMMISSIONSSCHUTZ

Verkehrslarm
Am nordéstlichen Rand des Baugebietes verlauft die Kreisstralle AB 12.

Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN18005
Grundlage: DTV-Werte aus den Stral3enverkehrszahlungen 2015

Spalte 1 2 ‘ 3
Zeile VERKEHRSWEG Kreisstralle AB 12
tags ‘ nachts
1 Zahistelle 59219705
2 DTV 2015 Kfz/24h 2.621
3 Lkw-Anteil (SV) 68
4 DTV 2030 (DTV 2015x1,16) Kfz/24h 153 21
5 LKW-Anteil p % 1,7 6,0
6 M 2030 Kfz/h 177 24
7 L mas dB| 60,35 52,84
8 AL g =<5% dB 0
9 AL syo Asphaltbeton dB -0,5
10 AL, 50 km | 565 | -470
11 AL ¢ dB 0
12 L dB| 5420 | 4764
Abstand 8 m von Fahrbahnmitte
13 Als 8m dB +5,85
14 d8| 6005 | 5349
Abstand 40 m

15 Als 40 m dB -2,55
16 51,65 | 4509

Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte in
einem allgemeinen Wohngebiet (WA) zu beachten, um eine angemessene Berucksichti-
gung des Schutzes vor Larmbelastungen zu erfillen:

e tags 55 dB und nachts 45/40 dB.

Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere fir Industrie-, Gewerbe- und
Freizeitlarm, der hohere fir Verkehrslarm.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass die schalltechnischen Orientierungswerte lediglich in
den direkt an die KreisstralRe angrenzenden Baugrundsticken in dem Tag- und Nacht-
zeitraum Uberschritten werden.

Bei Uberschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 sind daher

im Zuge von Neu- und Umbaumafnahmen passive SchallschutzmaRnahmen durchzu-
fuhren.
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Fir AufRenbauteile von Aufenthaltsraumen — mit Ausnahmen von Kiichen, Badern und
Hausarbeitsraumen — sind unter Berlcksichtigung der unterschiedlichen Raumarten

oder Raumnutzungen mind. die in Tab. 7 des Teils 1 der DIN 4109 vom Januar 2018 fir
den betreffenden Larmpegelbereich aufgefiihrten Anforderungen der Luftschallddm-
mung einzuhalten. Die Schlafraume sollten mdglichst schallabgewandt orientiert werden.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

Dachformen, Dachneigungen, Dacheindeckungen, Dachgauben, Quer- und
Zwerchgiebel

Mit der Festsetzung der Dachformen ,Satteldach* und ,héhenversetztes Pultdach” in
den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 wird der gebietspragenden Rolle der
Dachlandschaft Rechnung getragen. Weitere Dachformen sind nicht gewollt, da eine
Einheitlichkeit dazu beitragt, den Ortsrand harmonisch abzurunden.

Der zulassige Rahmen der Dachneigungen wird mit 28° bis 45° im allgemeinen Wohn-
gebiet festgelegt.

Die Dachflachen sind in gedecktem Farbton auszufiuihren, um ein ruhiges Gesamter-
scheinungsbild zu erreichen. Glanzende Materialien sowie grelle Farben sind nicht zu-
lassig.

Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel

Hinsichtlich der Dachgestaltung enthélt der Bebauungsplan Vorgaben zu Dachgauben,
Quer- und Zwerchgiebeln.

Regelungen beziglich Dachform und Dachneigung von Dachaufbauten, Quer- und
Zwerchgiebeln werden in Anpassung an die heutigen Gestaltungsvorstellungen nicht ge-
troffen.

Einfriedungen

Einfriedungen von Grundstiicken sind bis zu einer Héhe von 1,30 m zulassig, davon
Sockelmauern bis 0,40 m.

Sichtschutzzdune werden bis zu 1,80 m HOhe und einer L&nge von jeweils 5,00 m an
den seitlichen und riickwéartigen Grundstiicksgrenzen zugelassen.

Mobilfunkanlagen

Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach 8 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht
zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild am Ortsrand und in der Hanglage
nicht zu beeintrachtigen.

Abstandsflachenregelung

Die Abstandstiefen werden nach den Bestimmungen des Artikel 6 der Bayer. Bauord-
nung (BayBO) geregelt.

Fur Garagen bzw. grenznahe Bebauung nach Art. 6 Abs. 9 BayBO ist ausnahmsweise
eine mittlere Wandhohe von bis zu 4,00 m zulassig.
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10. NACHRICHTLICHE UBERNAHME
(8 9 Abs. 6 BauGB)

11.

In den Bebauungsplan wurde die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes — LSG —
innerhalb des Naturparks ,Spessart” Ubertragen, die den stdwestlichen Planungsraum
tangiert und sidlich des Plangebietes verlauft.

HINWEISE

Der Bebauungsplan enthalt Hinweise auf:

Vorgeschlagene Standorte fur die Wohngebaude

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Fur den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) maRRgebend.

Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1:
Allgemeines Wohngebiet — WA - tags 55 dB, nachts 45/40 dB

Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und Gewerbe-
larm, der héhere auf Verkehrslarm bezogen.

KreisstralRe AB 12

Am nordéstlichen Rand des Plangebietes verlauft die Kreisstral3e AB 12, von der
auf das Wohngebiet Immissionen, insbesondere Verkehrslarm, einwirken.
Forderungen hinsichtlich erforderlicher Schutzmafinahmen kénnen gegentiber
dem StralRenbaulasttrager der Kreisstral3e nicht geltend gemacht werden.

Freiflachengestaltungsplan

Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan beizufiigen. In diesem sind
insbesondere die befestigen Flachen wie Zufahrten, Stellplatze etc. und die Art der
Befestigung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflachen und ein Gelandeschnitt
bei Hohenveranderungen darzustellen.

Bodenfunde und Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern bekannt.
Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs.1 und 2 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG) mit der Meldepflicht und dem Verhalten bei Funden von Boden-
denkmalern hingewiesen

Bergbau

Bei Baugrunduntersuchungen und Baugrubenaushub ist auf Anzeichen alten Berg-
baus zu achten und bei auftretenden Hinweisen das Bergamt Nordbayern zu in-
formieren.

Entwasserung

Die Entwasserung erfolgt im Mischsystem.

Quell-, Dransammel- und Schichtwasser sowie Niederschlagswasser aus den
AuR3eneinzugsgebieten durfen nicht der gemeindlichen Kanalisation zugefuhrt
werden.
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Niederschlagswasser

Leitgedanke der Siedlungsentwasserung ist ein naturnaher Umgang mit Nieder-
schlagswasser. Zu prifen ist die Wasserdurchlassigkeit des Bodens. Mit der
Versickerung (flachenhaft oder Gber Versickerungsanlagen) von Regenwasser
auf dem Baugrundstiick und der Sammlung Uber Zisternen wird die hydraulische
Belastung der ortlichen Kanalisation reduziert. Gesammeltes Niederschlagswasser
kann genehmigungsfrei versickert werden, sofern die Voraussetzung der Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) erflillt und die Vorgaben der
zugehdrigen Technischen Regeln (TRENGW) eingehalten werden.
Dachdeckungen mit unbeschichtetem Kupfer-, Zink- oder Bleiblechflachen sind
nicht zulassig.

Gegen Oberflachenwasser, Schicht- und Hangdruckwasser sind bei den
Bauvorhaben geeignete Vorkehrungen zu treffen.

Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen

Um Schéaden infolge von Starkregenereignissen zu vermeiden, sind bauliche Vor-
sorgemalRnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflachlich abflieendem
Wasser in Erd- und Kellergeschosse bzw. in Gebauded6ffnungen dauerhatft ver-
hindern.

Regenerative Energien

Empfohlen werden die Beheizung und die Warmwasserversorgung der Geb&aude
mit regenerativen Energien (wie z.B. Solarenergie, AuRenluft) sowie Photovoltaik-
anlagen.

Stellplatzbedarf
Der Stellplatzbedarf richtet sich nach der Garagen- und Stellplatzverordnung.

Zweiter Rettungsweg
Fur Gebaude, bei denen die Rettungshdéhe mehr als 8,00 m Uber der Gelandeober-
flache liegt, kann der zweite Rettungsweg Uber die Drehleiter der Feuerwehr Schdll-
krippen sichergestellt werden, wenn die erforderlichen Zufahrten und Aufstellflachen
vorhanden sind oder der zweite Rettungsweg ist baulich sicherzustellen.

DIN-Vorschriften

DIN-Vorschriften, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im
Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Schoéllkrippen, Marktplatz 1, 63825 Scholl-
krippen wahrend der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.
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12. FORMLICHER VERFAHRENSABLAUF

Verfahrensschritte Datum/Zeitraum

Aufstellungsbeschluss

Beschluss des Gemeinderates zur Uberarbeitung des

Bebauungsplanes ,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backeséacker”

2. Anderung unter Anwendung des Verfahrens nach § 13a BauGB

fur Bebauungsplane der Innenentwicklung. 22.09.2020

Billigung des Vorentwurfes und Anordnung des beschleunigten

Verfahrens nach § 13a BauGB

Beschluss des Gemeinderates zur Billigung des Vorentwurfes

des Bebauungsplanes ,Stemmersgrund-Russelfeld-Backesacker”,

2. Anderung in der vorgelegten Fassung unter Beriicksichtigung

der gefassten Beschliisse sowie Beschluss zur Durchfiihrung

des beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB. 22.09.2020

Bekanntmachung und Unterrichtung der Offentlichkeit

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durch- 08.10.2020
fuhrung im beschleunigten Verfahren nach 8 13a BauGB sowie

Hinweis auf die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach 09.10.2020
§ 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauGB. bis 23.10.2020
Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und 27.11.2020
Beteiligung der Behdrden nach § 4 Abs. 2 BauGB bis 28.12.2020

Behandlung der Stellungnahmen, Abwagungsentscheidung
und Satzungsbeschluss

Bericht tber das Ergebnis der ¢ffentlichen Auslegung und
Behdrdenbeteiligung, Prifung und Abwégungsentscheidung
nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Mit Beschluss des Gemeinderates wird der Bebauungs- und
Grinordnungsplan ,Stemmersgrund-RUsselfeld-Backesacker®,
2. Anderung i.d.F. vom 23.03.2021 nach § 10 Abs. 1 BauGB

als Satzung beschlossen. 23.03.2021
V. Bekanntmachung
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan
nach § 10 Abs. 3 BauGB. 22.04.2021
Ausgearbeitet: Anerkannt:
Bauatelier
Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin
Dipl. - Ing. Wolfgang Schéffner, Architekt
WilhelmstraBe 59, 63741 Aschaffenburg

Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323
E-Mail: Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de

Aschaffenburg, 18.08.2020 Krombach,

erganzt,

23.03.2021
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Gemeinde Krombach

BEGLAUBIGTER AUSZUG AUS DER NIEDERSCHRIFT

Sitzung des Gemeinderates Krombach am 23.03.2021
Dieser Tagesordnungspunkt war offentlich .

TOP: 3

Bebauungsplan "Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesicker" - 2. Anderung - Behandlung der
Stellungnahmen aus der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der
Behoérden und Tréger oéffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB; ggf. Satzungsbeschluss

Sachverhalt:

A. Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Beh6rden und der sonstigen
Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

Den Behdérden und sonstigen Tragern o6ffentlicher Belange wurde nach § 4 Abs. 2
BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 3 BauGB in der Zeit vom 27.11.2020 bis einschlieBlich
28.12.2020 die Mdglichkeit gegeben, eine Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungs-
und Griinordnungsplanes i. d. F. vom 18.08.2020 abzugeben.

Folgende Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange wurden beteiligt:

Landratsamt — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin

Landratsamt — Untere Naturschutzbehorde

Landratsamt — Untere Immissionsschutzbehorde

Landratsamt — Untere Denkmalschutzbehérde

Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
Landratsamt — Regionaler Planungsverband

Landratsamt — Kreisbrandinspektion

Landratsamt - KreisstraBenverwaltung

Landratsamt — Gesundheitsamt

10. Wasserwirtschaftsamt

11. Regierung von Ufr., Hohere Landesplanungsbehdrde

12. Regierung von Oberfr., Bergamt Nordbayern

13. Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. B Q — Bauleitplanung, Miinchen
14. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld

15. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wiirzburg

16. Energieversorgung Main-Spessart GmbH

17. Zweckverband Fernwasserversorgung Spessartgruppe Horstein
18. Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund

00N O AN
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Landratsamt Aschaffenburg, Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin, 27.11.20
Fachtechnische Stellungnahme

Es werden weder aus stddtebaulicher noch aus bauplanungsrechtlicher Sicht Bedenken oder
Anregungen vorgetragen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Untere Naturschutzbehérde, 03.12.20
Fachtechnische Stellungnahme

In der Vergangenheit wurden haufig Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes
erteilt. Dies betraf die Uberschreitung der Baugrenzen und der Wand/Traufhéhe, Erhéhung der
Dachneigung, Anderung der Firstrichtung u.a.

Durch das Bauleitplanverfahren soll auch die Innenverdichtung geférdert werden.

Der Punkt 7.1 MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft, sowie Punkt 7.2 Griinflachen und Pflanzgebote fiir das Anpflanzen von Baumen sind zu
beachten und entsprechend umzusetzen.

Somit besteht aus Sicht des Naturschutzes Einversténdnis mit der vorliegenden Planung.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Untere Immissionsschutzbehérde, 09.12.20
Fachtechnische Stellungnahme

Die Gemeinde Krombach plant die 2. Anderung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes
~Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesacker" durchzufiihren. Ziel und Zweck der Planung ist die
Planinhalte und Festsetzungen an die heutigen stddtebaulichen MaBnahmen im Bebauungsplan
anzupassen, um die derzeit hohe Zahl an Befreiungen geméaB § 31 Abs. 2 BauGB zu vermindert.
Somit konnen dank des modernen Aufstellungsverfahrens planungsrechtliche Rahmenbedingungen
fiir kiinftige MaBnahmen im Gebaudebestand, fiir Erweiterungen oder Nahverdichtungen geschaffen
werden. Eine maBvolle VergréBerung der zuldssigen (iberbaubaren Grundstiicksflache eréffnet
Méglichkeiten fiir Umbau und Erweiterungsvarianten. Mit einer Aktualisierung der Festsetzungen
kann auf die energetischen Anforderungen an die Gebdude und den Wandel der Vorstellungen
hinsichtlich der Gestaltung der Wohnhauser reagiert werden.

Durch Bauleitplanverfahren soll der Flachenverbrauch durch Innenverdichtung durch intensive
Nutzung von Grundstiicken der Neuausweisung von Baugebieten entgegengewirkt werden.

Die zuléssige Grundflache des Bebauungsplans betrégt 16.513 m2 und die GebietsgréBe sind 53.556
m?2,

Das Plangebiet liegt am siidwestlichen Bebauungsrand der Gemarkung Krombach und stidwestlich
der KreisstraBe AB 12 / HauptstraBe. An das Plangebiet grenzen im Nordwesten, Norden und Osten
Wohngebiete und Dorfgebiete an. Im Siidwesten liegen Fléchen fiir die landwirtschaftliche Nutzung.
Im Flachennutzungsplan waren die Gebiete bereits als Allgemeines Wohngebiet dargestellt und soll
nun im Bebauungsplan festgesetzt werden. In der Begriindung des Bebauungsplanes ergeben sich
keine Auswirkungen durch die Anderung auf das Schutzgut Mensch gegeniiber des Bestandes.

Beziiglich des Verkehrslarms wurde festgestellt, dass lediglich an den Baugrundstiicken direkt an der
KreisstraBe AB 12 die Orientierungswerte tags und nachts iiberschritten werden. Daher sind bei Neu-
und UmbaumaBnahmen passive SchallschutzmaBnahmen zu ergreifen. AuBerdem ist die
Luftschalldémmung nach DIN 4109 zu beachten.

Die Auflagen wurden auch in die Hinweise des Bebauungsplanes mit aufgenommen.

Beurteilung

In Bezug auf Emissionen sind keine zusatzlichen Belastungen zu erwarten, lediglich die vorhandenen
Verkehrsimmissionen spielen eine Rolle.

Hierzu wurden Auflagen in den Bebauungsplan mit aufgenommen.

Aus der Sicht des Immissionsschutzes bestehen somit keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme
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Landratsarht, Untere Denkmalschutzbehérde und Kreisheimatpfleger, 15.12.20
Es bestehen keine Bedenken.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz

Es liegt keine Stellungnahme vor.

Landratsamt, Regionaler Planungsverband, 16.12.20
Regionalplanerische Stellungnahme

Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain nimmt in seiner Eigenschaft als Trager
offentlicher Belange zu dem im Betreff genannten Vorhaben Stellung. MaBstab fiir diese
Stellungnahme sind die Ziele und Grundsdtze der Raumordnung, die im Bayerischen
Landesplanungsgesetz (Art. 6 BayLplG), im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem
Regionalplan der Region 1 (RP1) festgesetzt sind. Diese Ziele und Grundsétze der Raumordnung
sind zu beachten bzw. zu beriicksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bauleitpléne sind den Zielen der
Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB).

Die Gemeinde Krombach beabsichtigt mit der zweiten Anderung des genannten Bebauungsplanes
die Restriktionen bei der Baugestaltung zu lésen sowie die Innenentwicklung und Nachverdichtung
des Siedlungskérpers voranzutreiben. Der Geltungsbereich der Planung ist bereits groBtenteils von
Wohnbebauung gepragt und umfasst etwa 5,36 ha, wobei ca. 4,13 ha mit der Zweckbestimmung
Allgemeines Wohngebiet (WA) belegt werden sollen.

Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain erhebt in seiner Eigenschaft als Trager
offentlicher Belange zu der im Betreff genannten Bauleitplanung keine Einwande.

Die Bemiihungen der Gemeinde hinsichtlich der Innenentwicklung und Nachverdichtung werden aus
regionalplanerischer Sicht begriiBt.

Diese Stellungnahme ergeht ausschlieBlich aus der Sicht der Raumordnung und Regionalplanung.
Eine Priifung und Wiirdigung sonstiger 6ffentlicher Belange ist damit nicht verbunden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Feuerwehr/Katastrophenschutz, 09.12.20

Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich ausschlieBlich auf die Belange des abwehrenden
Brandschutzes. Sie dient dazu, den evtl. notwendigen Einsatz der Feuerwehr vorzubereiten und
seine Wirksamkeit moglichst erfolgreich zu machen.

Nach Art. 1 Abs. 1 und 2 Bayer. Feuerwehrgesetz ist der abwehrende Brandschutz und die
Bereitstellung der notwendigen Léschwasserversorgungsanlagen eine gemeindliche Pflichtaufgabe.
Bei den bauleitplanerischen Uberlegungen bestehen beziiglich des Brandschutzes bei dem
vorliegenden B-Plan keine Bedenken, wenn nachfolgende Punkte beachtet werden.

Die Freiwillige Feuerwehr Krombach kann den Brandschutz in der vorgeschriebenen Hilfsfrist von 10
Minuten fiir dieses Gebiet gewahrleisten.

Die Ausriistung und Organisation der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Krombach ist fiir die
geplante Bebauung ausreichend.

Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei den vorgesehenen Gebduden ausnahmslos um
Gebdude der Gebdudeklasse 1, 2 oder 3 handelt und damit ggf. der 2. Rettungsweg mittels
tragbarer Leiter der zustandigen Feuerwehr Krombach sichergestellt werden kann.

Fiir Gebaude der Gebaudeklasse 1, 2 oder 3 kann der 2. Rettungsweg mittels der bei der Feuerwehr
vorhandenen tragbaren Leiter im Regelfall sichergestellt werden, wenn Zugdnge zu und
Aufstellflachen fiir diese Leitern an den notwendigen Anleiterstellen vorhanden sind und die
Rettungshdhe 8 m nicht libersteigt.

Bei anderen Gebauden mit Rettungshohen iiber 8 m, auBer bei Hochhausern, kann der 2.
Rettungsweg nur mittels der bei der, ca. 4 km entfernten Feuerwehr Schéllkrippen vorhandenen

Anhang 1
Seite 3 von 11



Drehleiter sichergestellt werden. Hierzu wéaren dann ggf. auch entsprechende Zufahrten mit
Aufstellfldachen ggf. auch auf dem jeweiligen Grundstiick fiir den Einsatz einer Drehleiter notwendig
oder der 2. Rettungsweg ist fiir diese Gebdudehdhen baulich sicherzustellen.

Die detaillierte Ausfiihrung und die Anforderungen an die Sicherstellung des zweiten Rettungsweges
sind im Zuge des oder der Baugenehmigungsverfahren festzulegen.

Die weiteren Anforderungen sind auf deren Ausfiihrung und bestehenden Zustand zu uberpriifen:

Die ZufahrtstraBen zu den Schutzobjekten miissen fiir Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von
mind. 10 to ausgelegt sein und sollten im Regelfall keinen gréBeren Abstand als 50 m zu den
Gebauden auf dem Grundstiick haben.

Die ZufahrtsstraBen miissen mit Feuerwehrfahrzeugen, die eine Lange von 10 m, eine Breite von 2,5
m und einem Wendekreisdurchmesser von 18,5 m besitzen, befahren werden kénnen.

Die BayBO fiihrt im Art. 5 Abs. 1 Satz 4 aus, dass bei Geb&uden, die ganz oder mit Teilen mehr als
50 m von einer offentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten zu den
vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundstiicksteilen und Bewegungsflachen herzustellen sind,
wenn sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

Diese Forderung unterstellt aber aus unserer Sicht, dass bei Abstanden von weniger als

50 m ausreichende Flachen fiir die Feuerwehr auf der offentlichen Verkehrsflache herzustellen sind
bzw. fiir einen wirksamen und erfolgreichen Feuerwehreinsatz vorhanden sein miissen.

In Abstédnden von hochstens 100 m muss im StraBenverlauf mindestens eine ausreichende
Bewegungsflache fiir den Einsatz eines Feuerwehrfahrzeuges vorhanden sein.

Bewegungsflachen sind ausreichend lange (ca. 12 m) und breite (ca. 7 m) Abstellfldchen fiir ein in
einen Einsatz eingebundenes Loschfahrzeug. Eine Bewegungsfldche sollte in einem max. Abstand
von 50 m von den jeweiligen Grundstiicken bzw. Schutzobjekten zur Verfiigung stehen.

Die Léschwasserversorgung ist fiir das Baugebiet zu tberpriifen.

Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Léschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der
Gemeinde Krombach (vgl. Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG) und damit bei Neuausweisung oder der
Anderung eines Bebauungsgebietes ein Teil der ErschlieBung im Sinn von § 123 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs (BauGB). Die Sicherstellung der notwendigen Loschwasserversorgung zéhlt damit zu
den bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Baugenehmigung.

Welche Ldschwasserversorgungsanlagen im Einzelfall notwendig sind, ist anhand der Brandrisiken
des konkreten Bauvorhabens zu beurteilen. Der Gemeinde Krombach wird empfohlen, bei der
Ermittlung der notwendigen Léschwassermenge die Technische Regel zur Bereitstellung von
Loschwasser durch die offentliche Trinkwasserversorgung — Arbeitsblatt W 405 der Deutschen
Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) anzuwenden. Dabei beschrénkt sich die
Verpflichtung der Gemeinde nicht auf die Bereitstellung des sog. Grundschutzes im Sinn dieser
technischen Regel. Sie hat Loschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die jeweils
vorhandene konkrete ortliche Situation, die unter anderem durch die (zuldssige) Art und das
(zulassige) MaB der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur und die Bauweise bestimmt wird,
verlangt. Ein Objekt, das in dem maBgebenden Gebiet ohne weiteres zuldssig ist, stellt regelmaBig
kein auBergewdhnliches, extrem unwahrscheinliches Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde
Heinrichsthal nicht einzustellen bréuchte (vgl. die Vollzugsbekanntmachung zum BayFwG unter
Punkt 1.3).

Die Bereitstellung von ausreichendem Loschwasser ist eine gemeindliche Pflichtaufgabe und
Bestandteil des Bauplanungsrechts. Diese gemeindliche Pflichtaufgabe kann nicht in das
Bauordnungsrecht verschoben werden!

Bei der Planung und Ausfiihrung der Trinkwasserversorgungsanlage, die fiir die
Léschwasserversorgung mit herangezogen werden soll, sind die einschlégigen Richtlinien des

DVGW zu beachten, insbesondere die Arbeitsblatter

W 405 Bereitstellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung

W 331 Hydrantenrichtlinie

W 313 Richtlinie fiir Bau und Betrieb von Feuerlésch- und Brandschutzanlagen in

Grundstiicken im Anschluss an Trinkwasserleitungen

W 311 Wasserversorgung, Wasserspeicherung; Bau von Wasserbehéltern, Grund- lagen und
Ausfiihrungsbeispiele.
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Fir das Baugebiet ist die gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 geforderte Loschwassermenge erforderlich.
Diese Léschwassermenge ist nach der baulichen Nutzung iiber einen Zeitraum von 2 Stunden als
Grundschutz iiber notwendige Léschwasserversorgungsanlagen durch die Gemeinde Krombach als
gemeindliche Pflichtaufgabe zur Verfiigung zu stellen. Sie betrégt im vorliegenden Fall im
allgemeinen Wohngebiet mit zuldssiger GFZ 1,2, 1600 I/min (96 m3/h).

Bei einer GeschoBflachenzahl von 0,7 reduziert sich der Loschwasserbedarf auf 800 I/min.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind in ausreichender Zahl genormte Hydranten zur
schnellen und objektnahen Wasserentnahme durch die Feuerwehr vorzusehen. Von den
notwendigen Bewegungsflachen fiir Feuerwehrfahrzeuge, deren Anzahl und Lage sich aus der
Bebauung der Grundstiicke ergibt, muss ein geeigneter Hydrant in max. 75 m Entfernung erreichbar
sein.

Geeignet ist ein Hydrant wenn er in der Lage ist eine Loschwassermenge von mind. 800 I/min bei
einem FlieBdruck von mehr als 1,5 bar {iber zwei Stunden abgeben kann.

Einzelne weitere anrechenbare Entnahmestellen miissen mind. 800 |/min Ldschwasser iiber einen
Zeitraum von 2 Stunden abgeben.

Die Hydranten missen den Normblattern DIN 3221 oder 3222 entsprechen und mit einem DIN-
DVGW-Priifzeichen versehen sein. Insbesondere ist zu beachten, dass die Hydranten mit
selbsttatiger Entleerung, die Uberflurhydranten zusitzlich mit einer Sollbruchstelle versehen sind.

Bei der Verwendung von Unterflurhydranten ist zu beachten, dass nur solche mit Nennweite
DN 80 eingebaut werden.

Eine zusatzliche Absperrung der Hydranten sollte nach Méglichkeit vermieden werden. Das
Verhéltnis von Uber- zu Unterflurhydranten sollte 1/3 zu 2/3 sein.

Kann die erforderliche Loschwassermenge mit dem offentlichen Trinkwasserversorgungsnetz nicht
ausreichend sichergestellt werden oder orientiert sich die Wasserversorgung am tatsachlichen
Trinkwasserbedarf, dann konnen alternativ zur Sicherstellung und Ergadnzung der
Loschwasserversorgung andere Loschwasserentnahmeeinrichtungen, wie z.B. unterirdische
Léschwasserbehélter zur Deckung des Loschwasserbedarfes im Baugebiet eingeplant werden. Der
Deckungsbereich solcher Enthahmestellen hat als Ergdnzung der L&schwasserversorgung iiber
Hydranten unter Beriicksichtigung der Leistungsfahigkeit der Feuerwehr einen Radius von max. 200
bis 300 m.

Die Saugstellen an natiirlichen oder kiinstlichen offenen Gewéassern oder unterirdische
Léschwasserbehalter miissen fiir die Feuerwehr geeignet sein. Fiir die Loschwasserentnahme fiihrt
ein Feuerwehrfahrzeug 4 x 1,6 m lange Saugschlauche mit. Von der fiir die Loschwasserentnahme
vorgesehenen Bewegungsfléche fiir ein Feuerwehrfahrzeug muss die Loschwasserentnahme mit
diesen 4 Schlauchen mdglich sein.

Bei der Zufahrt zu und der Bewegungsflache an der Saugstelle sind fiir die Feuerwehr mind. die
geforderten Anforderungen, wie z. B. MaBe und Tragfahigkeiten, aus der Richtlinie ,Flachen fiir die
Feuerwehr auf dem Grundstiick" oder der DIN 14 090 zu beachten.

Loschwasserteiche miissen der DIN 14210, Loschwasserbrunnen der DIN 14220 und
Léschwasserbehalter der DIN 14 230 entsprechen.

Es ist zu lberpriifen, ob die vorhandenen Sirenenanlagen zur Alarmierung der Feuerwehr und zur
Warnung der Bevolkerung fiir das Baugebiet ggf. zu erweitern ist, wenn die bisherige Beschallung
dafiir nicht ausreicht.

Bei der Anordnung von Gebduden ist zu beachten, dass bei ggf. vorhandenen Freileitungen die
Abstande zu Bauten und eines bei der notwendigen Brandbekampfung tétigen Feuerwehrmannes
auch bei max. Ausschwingung der Leitung noch den VDE- Vorschriften entsprechen miissen.

Eine entsprechende Stellungnahme der Betreiber von Freileitung ist dazu einzuholen.

Bauantrage, welche die einschldagigen Brandschutzanforderungen der BayBO nicht erfiillen oder bei
denen von den Brandschutzanforderungen abgewichen werden soll und Gebaude oder Betriebe
besonderer Art und Nutzung oder fiir besondere Personengruppen (Sonderbauten), sind im Rahmen
des Baugenehmigungsverfahrens zu priifen.
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Stadtebauliche Beurteilung:

Kenntnisnahme und Beachtung der vorgenannten Punkte. Die ErschlieBungsstraBen entsprechen in
Querschnitten und Bauweise den geforderten Nutzungsanspriichen.

Auf der offentlichen Verkehrsflache stehen ausreichende Bewegungsflédchen fiir die Feuerwehr in
einem maximalen Abstand von 50 m zu den Schutzobjekten zur Verfiigung.

Fir Gebaude, bei denen die Rettungshthe mehr als 8,00 m iiber der Geldndeoberflache liegt, kann
der Zweck Rettungsweg iiber die Drehleiter der Feuerwehr Schéllkrippen sichergestellt werden,
wenn die erforderlichen Zufahrten und Aufstellflachen vorhanden sind oder der zweite Rettungsweg
ist baulich sicherzustellen. Hierfiir wird die Aufnahme eines Hinweises in den Bebauungsplan
empfohlen.

Uber das &ffentliche Trinkwassernetz ist im Plangebiet eine Loschwasserentnahme von 48 bis 96
m3/h (800 bis 1600 I/min) Uber die Dauer von 2 Stunden bei einem FlieBdruck von 1,5 bar mdglich.
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind in ausreichender Zahl Hydranten zur schnellen und
objektnahen Wasserentnahme und zur Sicherstellung der erforderlichen L&schwassermenge
vorhanden.

Landratsamt, KreisstraBenverwaltung, 22.12.20
Es besteht Zustimmung.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Landratsamt, Gesundheitsamt, 25.11.20

Von Seiten des Gesundheitsamtes bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungs- und
Griinordnungsplanes ,,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesacker" 2. Anderung keine Einwande.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, 10,.12.20
Aus fachlicher Sicht sind zu der Anderung des Bebauungsplanes keine Anmerkungen veranlasst.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

. Regierung von Ufr., Hohere Landesplanungsbehdrde, 16.12.20
Landesplanerische Stellungnahme

Die Regierung von Unterfranken als hohere Landesplanungsbehdrde nimmt in ihrer Eigenschaft als
Trager offentlicher Belange zu dem im Betreff genannten Vorhaben Stellung. MaBstab fiir diese
Stellungnahme sind die Ziele und Grundsatze der Raumordnung, die im Bayerischen
Landesplanungsgesetz (Art. 6 BayLplG), im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem
Regionalplan der Region 1 (RP1) festgesetzt sind. Diese Ziele und Grundsétze der Raumordnung
sind zu beachten bzw. zu beriicksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bauleitpléne sind den Zielen der
Raumordnung anzupassen (§1 Abs. 4 BauGB):

Die Gemeinde Krombach beabsichtigt mit der zweiten Anderung des genannten Bebauungsplans die
Restriktionen bei der Baugestaltung zu lésen sowie die Innenentwicklung und Nachverdichtung des
Siedlungskdrpers voranzutreiben. Der Geltungsbereich der Planung ist bereits groBtenteils von
Wohnbebauung geprégt und umfasst etwa 5,36 ha, wobei ca. 4,13 ha mit der Zweckbestimmung
Allgemeines Wohngebiet (WA) belegt werden sollen.

Die Regierung von Unterfranken als héhere Landesplanungsbehdrde erhebt in ihrer Eigenschaft als
Trager offentlicher Belange zu der im Betreff genannten Bauleitplanung keine Einwdnde. Die
Bemiihungen der Gemeinde hinsichtlich der Innenentwicklung und Nachverdichtung werden aus
landesplanerischer Sicht begriiBt.
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Diese Stellungnahme ergeht ausschlieBlich aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung. Eine
Priifung und Wiirdigung sonstiger offentlicher Belange ist damit nicht verbunden.

Es wird nach Abschluss des Verfahrens um die rechtskréftige Fassung des Bebauungsplanes mit
Begriindung auf digitalem Wege (Art. 3a BaylLplG) an die E-Mail-Adresse poststelle@reg-

ufr.bayern.de gebeten.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme
Nach Abschluss des Verfahrens wird der rechtskréftige Bebauungsplan mit Begriindung an die
Regierung per E-Mail ibermittelt.

12. Regierung von Oberfr., Bergamt Nordbayern, 11.12.20
Der Hinweis auf einen mdglichen Altbergbau ist im Bebauungsplan und in der Begriindung zum
Bebauungsplan enthalten. Weitere vom Bergamt Nordbayern zu vertretende Belange werden nach
den hier vorliegenden Unterlagen nicht beriihrt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

13. Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. B Q, Bauleitplanung, Miinchen

Es liegt keine Stellungnahme vor.

14. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld, 21,12.20

Im Bereich des Bebauungs- und Griinordnungsplans verlaufen 0,4-kV-Nie-derspannungs- und 20-
kV-Mittelspannungskabelleitungen des Unternehmens mit einem Schutzzonenbereich von 1,0 m
beiderseits der Leitungsachse.

Gegen die Anderung des Bebauungs- und Griinordnungsplans bestehen keine grundsétzlichen
Einwendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen nicht
beeintrachtigt werden.

Sollten detailliertere Plane benétigt werden, kénnen diese online, nach einmaliger Anmeldung,
herunterladen werden unter nachfolgendem Link:
https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal. html

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass es bei Bauarbeiten zu Naherungen und Kreuzungen von
den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann. Da jede Beriihrung bzw. Beschadigung
dieser Leitung mit Lebensgefahr verbunden sind, wird ausdriicklich auf unser beiliegendes Merkblatt
zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen mit den darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen
verwiesen.

Es wird gebeten, sich bei Bauarbeiten zwei Wochen vor Baubeginn mit dem Techni-
schen Kundenmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld, Tel. (0941) 28 00 33 11
zwecks Unterweisung bzw. Begehung in Verbindung zu setzen. Bei Sach-, Personen- und
Vermdgensschaden, die auch gegeniber Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen
Sicherheitsbedingungen entstehen, ibernimmt die Bayernwerk Netz GmbH keine Haftung.

Das Unternehmen bittet darum, auch weiterhin an der Aufstellung bzw. an Anderungen von
Flachennutzungs-, Bebauungs- und Griinordnungsplanen beteiligt zu werden, da sich besonders im
Ausiibungsbereich der Versorgungsleitungen Einschrankungen beziiglich der Bepflanzbarkeit
ergeben kénnen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung der Bestandsanlagen.

15. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wiirzburg, 09.12.20
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Die Telekom Deutschland GmbH als Netzeigentiimerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1
TKG hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.

Zum Bebauungsplan nehmen wir wie folgt Stellung:

Gegen die 2. Anderung bestehen unsererseits keine Einwénde.

Im und am Rande des Geltungsbereiches befinden sich auch Telekommunikationslinien des
Unternehmens.

Auf  die  vorhandenen, dem offentlichen  Telekommunikationsverkehr  dienenden
Telekommunikationslinien ist grundsatzlich Riicksicht zu nehmen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt iber Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen® der Forschungsgesellschaft fiir StraBen- und Verkehrswesen,
Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.

Die Versorgung des Planbereiches ist liber das bestehende Leitungsnetz sichergestellt.

Zum Zweck der Koordinierung bitten wir um rechtzeitige Mitteilung von MaBnahmen, welche im
Geltungsbereich stattfinden werden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme
Die bestehenden Telekommunikationslinien sind zu beachten.

. Energieversorgung Main-Spessart GmbH

Es liegt keine Stellungnahme vor.

. Zweckverband Fernwasserversorgung Spessartgruppe Horstein, 02.12.20

Wir nehmen wie folgt Stellung:

1. Die Trinkwasserversorgung ist liber die bestehenden Versorgungsleitungen in den
ErschlieBungsstraBen gesichert.

2. Anmerkung zu Punkt 6.2 auf Seite 11 der Begriindung:
Die Loschwasserversorgung ist Aufgabe der Kommune. Die offentliche Trink-
wasserversorgung wird durch diese gesetzliche Aufgabenzuweisung nicht beriihrt,
sondern ist von der Loschwasservorhaltung strikt zu trennen. Die Spessartgruppe
stellt im Rahmen der Wasserabgabesatzung jedoch ihr Offentliches Versorgungs-
netz fir die Entnahme von Loschwasser zur Verfiigung. Der Ldschwasserbedarf
wird von der fiir den Brandschutz zustandigen Stelle festgestellt.
Wir bitten um entsprechende Richtigstellung und Beachtung.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Zu beachten ist, dass die Bereitstellung von auseichendem Loschwasser eine gemeindliche
Pflichtaufgabe ist (Berichtigung der Begriindung).

Nach Schreiben des Landratsamtes, Sachgebiet Feuerwehr/Katastrophenschutz betragt die
erforderliche Loschwassermenge 1.600 I/min (96 m3/h), siehe hierzu auch Verteiler Nr. 7.

. Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund, 23.11.20

Nach Durchsicht der Planunterlagen kénnen wir Ihnen im Rahmen der Beteiligung gemaB § 4 Abs. 1
BauGB mitteilen, dass von Seiten des ZAK keine Einwande bestehen.
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B. Stellungnahmen im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB

Der Bebauungsplan und die Begriindung i.d.F. vom 18.08.2020 wurden in der Zeit vom
27.11.2020 bis einschlieBlich 28.12.2020 o6ffentlich ausgelegt.
Es liegt ein Einwand vor:

1. Wendland Lutz und Hannelore, Talstr. 12, 63829 Krombach, 08.12.20

Unser Einspruch vom 11.10.2020 bleibt erhalten.

Er wird hiermit, nach Vorlage der Beschlussfassung. Ihre Email vom 24.11.2020 und aktuelles
Mitteilungsblatt der VG, erganzt und erlautert.

Ich, wir bestehen auch weiterhin, wie in unserem Einspruch formuliert, auf die Einhaltung der
Bauvorschriften laut. bestehendem Bauplan. Zumindest fiir das an unser Grundstiick grenzende
Grundstiick mit der Flurnummer 1252.

Der Grund ist ihnen in unserem Einspruch vom 24.11.2020 genannt und wird hiermit erldutert.
Wir bestehen auf die Einhaltung der Giebelrichtung senkrecht zur TalstraBe und die
Grenzbebauung der Garage zu unserem Grundstiick wie im urspriinglichen Bauplan vorgesehen
und gut durchdacht. GemaB bayrischem Bau- und Nachbarschaftsrecht und Ordnung war dies so
geplant und dient zum Erhalt der Personlichkeits- und Nachbarschaftsrechte. Zusatzlich wiirden wir
einen 2ten Vermogensschaden durch Wertverlust erleiden.

Zudem sind wir nicht bereit und gewillt das hinzunehmen.

Die Begriindung des BM Krombach weisen wir zuriick. In einem landlich gepragten Gemeinsinn
(dorfliche Gemeinschaft) muss und kann es nicht sein, bauliche und nachbarschaftliche,
stadtliche Verhaltnisse, schaffen zu wollen. Vom BM Krombach, so als Begriindung fiir eine seit
Jahren gebrochene Bauordnung laut giiltigem Bauplan, fiir unsere StraBe, angegeben.

Bisher haben wir aus nachbarschaftlichen Griinden von Klagen oder Beschwerden abgesehen.
Ich, wir sind jedoch nun nicht mehr bereit, durch Fenster Tiren oder Balkone wie im Flurstiick
1250 geschehen nun auch im Flurstiick 1252 hin zu nehmen. Mit den geplanten MaBnahmen
werden wir in unseren Personlichkeitsrechten eingeschrankt und unsere Privat-Sphare wird
verletzt. Dies wurde Threm Hr. Dedio in einem Telefonat zur 2ten Auslegung bereits erlautert.
Vorgenannte Ausfiihrungen erklaren und erganzen unseren Einspruch vom 11.10.2020

In jedem Fall und zu Ihrer Kenntnis bin ich bzw. wir zu einem Gesprach mit Ihnen oder dem BM
Krombach bereit und erwarte Ihren Terminvorschlag.

Zum Schluss sei noch bemerkt;

40 Jahren leben wir nun schon in Krombach und fiihlen uns wohl und sicher in unserer dorflichen
Gemeinschaft und wenn ich bzw. wir stadtische Verhaltnisse in Leben und Nachbarschaft
gebraucht héatten, waren wir in Berlin, Oberndorf am Neckar oder Egelsbach geblieben. Wir
fiihlen uns wohl hier und das soll auch so bleiben.

Stadtebauliche Beurteilung:

Auch der Einspruch vom 11.10.2020 bezog sich auf die Anderung der Geb&udestellung auf dem
Grundstiick FI.Nr. 1252 mit der Firstrichtung parallel zur TalstraBe anstelle bisher Giebelstellung zur
StraBe. Auch soll weiterhin die Grenzbebauung mit einer Garage erhalten bleiben. Vorgeschlagen
wird, dass Gelandeveranderungen nur nach Freigabe und Zustimmung von den Anliegern im
Umkreis von 50 m und dem zusténdigen Bauamt erfolgen diirfen.

Der Eingriff gegen die Anderung der Geb&udestellung auf FI.Nr. 1252 wird begriindet mit der
damaligen Ablehnung des eigenen Antrages auf Drehung der Firstrichtung beim Wohnhausneubau
auf FL.LNr. 1251. Das Nachbargebaude auf FI.Nr. 1250 wurde dagegen einige Jahre spater mit
Traufstellung genehmigt.

Ziel der Anderung des Bebauungsplanes ist es, die Festsetzungen den aktuellen Anforderungen (z.B.
Nutzung oder Speicherung von Strom oder Warme aus erneuerbaren Energien) und den
Vorstellungen hinsichtlich der Gestaltung der Wohnbauten anzupassen. Aus diesen Griinden wurde
die Stellung des Gebdudes dem Hoéhenverlauf folgend festgelegt. Zum einen ist dies bei der
Errichtung einer Photovoltaikanlage sinnvoll, da die Module vollstandig in Richtung Siiden
ausgerichtet werden kdénnen. Zum anderen bedingt eine Anordnung des Baukdrpers parallel zum
Hoéhenverlauf in der Regel geringere Gelandeveranderungen.
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Die Bebauungsplananderung enthdlt die Festsetzung, dass Gelandeverdanderungen — Auffiillungen
und Abgrabungen — sowie Stiitzmauern und Mauern bis zu einer Héhe von 1,50 m zuldssig sind.
Werden groBere Gelandeveranderungen erforderlich, so sind diese mit dem Bauantrag zu
begriinden.

Standorte fiir Garagen werden in dem Entwurf des Bebauungsplanes nicht mehr zwingend
festgelegt, sie sind innerhalb der Wohngebietsflachen zuldssig. Die Errichtung einer Garage als
Grenzgarage ist weiterhin moglich, jedoch wird die Grenzseite nicht mehr festgesetzt.

Zusammenfassend wird festgestellt, dass durch die Anderung des Bebauungsplanes keine
nachteiligen Auswirkungen gegeniiber dem Nachbargrundstiick zu erkennen sind. Es wird
empfohlen, den Bebauungsplanentwurf in der vorliegenden Fassung beizubehalten und dem
Einwand von Frau und Herrn Wendland nicht zu entsprechen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Der Gemeinderat hat in nichtoffentlicher Sitzung am 23.02.2021 die stadtebauliche Beurteilung vom
Bauatelier Richter/Schéffner geteilt und dem Einwand entsprechend einstimmig nicht stattgegeben.

Beschluss 1:

1. Den Beurteilungen der Planerin Frau Richter wird abschlieBend zugestimmt und der Hinweis zur
Sicherstellung des zweiten Rettungsweges in den Planentwurf aufgenommen. Eine weitergehende
Anderung des Planentwurfs aufgrund der Anregung von Herrn Wendland wird nicht veranlasst.

2. Es wird bestétigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

Nachdem die eingegangenen Stellungnahmen wie vorstehend genannt gewiirdigt und
beriicksichtigt und lediglich noch redaktionelle Anderungen am Entwurf durchgefiihrt
wurden, kann der Satzungsbeschluss im Sinne des § 10 Abs. 1 BauGB erfolgen.

Das Verfahren zur 2. Anderung des Bebauungsplans ,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesicker® kann

somit abgeschlossen und der Bauleitplan i. d. F. vom 18.08.2020 mit Erganzung vom 23.03.2021 nach
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (§ 10 Abs. 3 Satz 1 und Satz 4 BauGB) in Kraft treten.

Beschluss 2 zum Satzungsbeschluss:

1. Der Gemeinderat Krombach beschlieBt aufgrund § 2 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 2 G
des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBI. I S. 1728, 1793) gedndert worden ist und des Art. 23 der
Gemeindeordnung des Freistaates Bayern (GO) der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998
(GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt gedndert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBI. S.
350), den Bebauungsplan ,Stemmersgrund-Riisselfeld-Backesicker® — 2. Anderung i. d. F.
18.08.2020, mit Erganzung vom 23.03.2021, bestehend aus der Planzeichnung, dem Textteil und der
Begriindung, als Satzung.

2. Die Bebauungsplandnderung ist entsprechend § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem giiltigen
Flachennutzungsplan der Gemeinde Krombach heraus entwickelt. Es bedarf somit keiner Anderung und
Genehmigung des Flachennutzungsplanes. Der Bebauungsplan kann gemaB § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB
durch Bekanntmachung in Kraft gesetzt werden.
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3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf durch Veroffentlichung in Kraft zu setzen.

4. Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen
pers. beteiligt

oo

Fiir die Richtigkeit:

Schéllkrip
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	BEGRÜNDUNG
	1. ANLASS, ZIELE  UND ZWECKE DER  PLANUNG
	Der aus dem Jahr 1969 stammende Bebauungsplan „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“ erlangte am 01.10.1970 Rechtskraft. Die 1. Änderung, die eine vollständige Überarbeitung des Bebauungsplanes beinhaltete, ist seit 23.12.1980 rechtskräftig.
	Die Abgrenzung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt durch die Baugrenzen. Die für die Bebauung vorgegebenen „Baufenster“ setzen einen sehr engen Rahmen für die Lage der künftigen Bebauung und lassen nur eine geringe Ausnutzung der Grundstücke ...
	Aus den genannten Gründen hat die Gemeinde Krombach die Überarbeitung und 2. Änderung des Bebauungsplanes „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“ beschlossen.
	Im Rahmen der Überarbeitung der Bebauungsplanes sollen die Planinhalte und Festsetzungen an die heutigen städtebaulichen Maßstäbe angepasst werden, um unter Beachtung der aktuellen Gesetzeslage eine möglichst große Flexibilität bei der baulichen Nutz...
	Ziel des Aufstellungsverfahrens ist es, die planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für künftige Maßnahmen im Gebäudebestand, für Erweiterungen oder Nachverdichtungen zu schaffen.
	Eine maßvolle Vergrößerung der zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen eröffnet Möglichkeiten für Umbau- und Erweiterungsvarianten.
	Mit einer Aktualisierung der Festsetzungen des Bebauungsplanes kann auf die energetischen Anforderungen an die Gebäude und den Wandel der Vorstellungen hinsichtlich der Gestaltung der Wohnhäuser reagiert werden.
	Durch das Bauleitplanverfahren soll auch dem Flächenverbrauch mit Hilfe der Innenverdichtung, d.h. durch die intensivere Nutzung von Grundstücken in einem bereits bebauten Gebiet gegenüber der Neuausweisung von Baugebieten, entgegengewirkt werden.
	Der Gemeinderat hat am 22.09.2020 den Beschluss zur inhaltlichen Überarbeitung des Bebauungsplanes „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“  gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) gefasst.
	2. BEBAUUNGSPLAN DER INNENENTWICKLUNG
	nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
	Das Plangebiet umfasst Flächen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der infolge von Entwicklungen und Veränderungen angepasst wird.
	Der Bebauungsplan ist nach § 13a BauGB als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ anzusehen, da die Zielsetzung der Planung die Nachverdichtung der innerhalb des Siedlungsbereiches liegenden Flächen beinhaltet.
	Für einen „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ kann gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ein beschleunigtes Verfahren durchgeführt werden, sofern für die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine Größe der Grund...
	Ermittlung der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO
	Allgemeines Wohngebiet – WA               41.282  m²
	Grundflächenzahl 0,4
	Zulässige Grundfläche gesamt            16.513 m²
	Der Schwellenwert von 20.000 m² wird bei einer Vollausnutzung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,4 nicht erreicht.
	Im vorliegenden Fall befindet sich im Hinblick auf den sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang kein weiterer Bebauungsplan in direkter Umgebung im Aufstellungsverfahren.
	Vor dem Hintergrund der Ausweisung des Plangebietes als Allgemeines Wohngebiet (WA) mit der vorliegenden Flächengröße und der damit verbundenen maximal überbaubaren Grundfläche liegt keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ...
	Es werden keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele von Fauna-Flora-Habitat (FFH) - Gebieten und Vogelschutzgebieten des europaweiten Schutzgebietssystems „Natura 2000“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB) erkannt.
	Im Plangebiet und im weiteren Umfeld der Plangebietsfläche existieren keine der Störfall-Verordnung unterworfenen Betriebe. Somit bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung der Auswirkungen von schweren...
	Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren. Die Anwendungsvoraussetzungen gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzuführen, sind gegeben.
	Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend, das heißt u. a., dass von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Inform...
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte Grundfläche unter 20.000 m² liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelt...
	3. GELTUNGSBEREICH
	3.1 Lage und räumlicher Geltungsbereich
	Das Plangebiet liegt am südwestlichen Bebauungsrand der Gemarkung Krombach und südwestlich der Kreisstraße AB 12/Hauptstraße.
	An das Plangebiet grenzen im Nordwesten, Norden und Osten Wohngebiets- und Dorfgebietsflächen sowie im Südwesten Flächen für die Landwirtschaft an.
	Abb. 1                                         Geltungsbereich des Plangebietes (ohne Maßstab)
	Die genaue Abgrenzung geht aus dem Planblatt hervor.
	Die Gebietsgröße beträgt rd. 5,37 ha.
	3.2 Verkehrserschließung
	Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von der nordöstlich verlaufenden Hauptstraße/Kreisstraße AB 12 über zwei Straßenanschlüsse, „Höhenstraße“ und „Wiesengrundstraße“.
	Das vorhandene innere Erschließungssystem, bestehend aus den Straßen „Höhenstraße“, „Wiesengrundstraße“ und „Talstraße“, ist nach den derzeitigen technischen Anforderungen ausreichend für die Belange des Wohngebietes dimensioniert.
	Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr erfolgt über die in der „Hauptstraße“ liegende Haltestelle, die in einer Entfernung zwischen 450 m bis 700 m in Höhe der Hausnummer 208 nahe der Einmündung „Geisenhöfer Straße“ liegt.
	3.3 Technische Ver- und Entsorgung
	Da es sich um ein Bestandsgebiet handelt, ist die Versorgung des Gebietes über entsprechende Leitungstrassen in den Erschließungsstraßen gesichert.
	Die Anlagen für die Trink- und Löschwasserversorgung, Energie- und Wärmeversorgung, Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung (Mischwasserkanalisation) sind vorhanden.
	3.4 Immissionsbelastung
	Auf das Plangebiet wirken aus nordöstlicher Richtung die Geräuschimmissionen der Kreisstraße AB 12.
	3.5 Größe und Nutzung des Plangebietes
	Flächennutzung  Teilfläche Gesamtfläche
	Baufläche Wohngebiet  41.282 m²
	überbaubare Grundfläche 11.365 m²
	(nach zulässiger Grundflächenzahl 0,4)
	Verkehrsflächen  9.340 m²
	Versorgungsflächen  165 m²
	Grünflächen
	öffentliche Grünflächen     855 m²
	private Grünflächen  1.914 m² 2.769 m²
	Gesamtfläche Plangebiet  53.556 m²
	(5,36 ha)
	4. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
	4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP)
	Regionalplan der Region Bayerischer Untermain (1)
	Nach dem Regionalplan der Region Bayerischer Untermain (1) liegt die Gemeinde  Krombach im Verdichtungsraum von Aschaffenburg und im Nahbereich des Grundzentrums Schöllkrippen.
	Die Planung entspricht Grundsatz 3.1 LEP (Flächensparen) und Ziel 3.2  LEP (Innenentwicklung vor Außenentwicklung) sowie Ziel 3.1.2-02 RP1 (Maßnahmen zur Verminderung der Zersiedelung). Die Siedlungsentwicklung soll nachhaltig und flächensparend erfo...
	4.2 Flächennutzungsplan
	In dem wirksamen Flächennutzungsplan ist der Umgriff des Plangebietes  als „allgemeines Wohngebiet“ (WA) dargestellt. Die vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes ist somit als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt zu beurteilen.
	Abb. 2         Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	4.3 Rechtsverbindlicher  Bebauungsplan
	Für den Bereich des vorliegenden Plangebietes wurde der Bebauungsplan „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“ aufgestellt, der am 10.10.1969 als Satzung beschlossen wurde (Rechtskraft 01.10.1970).  Bisher wurde eine Tektur-Gesamtüberarbeitung durchgef...
	Abb. 3                    Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan (ohne Maßstab)
	5. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	Allgemeines Wohngebiet – WA –
	(§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO und § 4 BauNVO)
	Entsprechend der bestehenden und geplanten Nutzungen wird das Plangebiet als allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.
	5.2 Maß der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 20 BauNVO)
	Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl
	In dem allgemeinen Wohngebiet wird das Maß der baulichen Nutzung mit der  Grundflächenzahl von 0,4  und der Geschossflächenzahl von 1,2 bestimmt, diese Werte entsprechen den zulässigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauNVO.
	Zahl der Vollgeschosse, Höhe der baulichen Anlagen, Dachform, Dachneigung
	Die maximale Zahl der Geschosse orientiert sich an den Bestandsgebäuden im Plangebiet und den Festlegungen in dem rechtskräftigen Bebauungsplan und berücksichtigt die Geländesituation. Zulässig sind maximal drei Vollgeschosse. Im größten Teil des Beb...
	Die maximalen Wandhöhen werden auf der Bergseite mit 5,00 m und auf der Talseite mit 7,00 m über Gelände festgelegt.
	Für die Gebiete WA 2 im südöstlichen Plangebiet wird die Festsetzung von zwei Vollgeschossen und einem als Vollgeschoss anzurechnenden Dachgeschoss getroffen. Die Wandhöhe wird auf maximal 7,50 m auf der Bergseite und 8,00 m auf der Talseite begrenzt.
	Bei der Festlegung der Obergrenzen der Wandhöhen sind erforderliche Erhöhungen durch energetische Maßnahmen wie Aufsparrendämmung und Sockelausbildungen durch Hanglagen berücksichtigt.
	Als Dachformen werden nur das Satteldach und das höhenversetzte Pultdach zugelassen, um die Bebauung in das Landschaftsbild einzufügen sowie eine gewisse Ruhe und Einheitlichkeit zu erzielen.
	Der Spielraum der Dachneigungen von 28  bis 45  ermöglicht zum einen die Nutzung des Dachgeschosses als Wohnfläche in Verbindung mit Dachaufbauten und Quer- und Zwerchgiebeln und zum anderen lässt er die Anbringung von Photovoltaik- und Solarthermiea...
	Geländeveränderungen, Stützmauern und Mauern
	Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhöhen sowie zur Herstellung von Terrassen und zur Terrassierung des Geländes sind Veränderungen der Geländeoberfläche wie Auffüllungen und Abgrabungen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig.
	Darüber hinausgehende Geländeveränderungen sind mit dem Bauantrag besonders zu begründen.
	Die Ansichtshöhe von Stützmauern zur Abfangung von natürlichem Gelände und von Mauern zur Abfangung von Auffüllungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine Höhe von 1,50 m nicht überschreiten. Durch diese zulässigen Geländeanpassungen sind Ve...
	Werden durch die Geländesituation höhere Mauern oder Stützmauern erforderlich, so sind diese im Versatz mit Grünstreifen in einer Breite von mindestens 1,00 m herzustellen. Der Nachweis über die Erforderlichkeit einer Stützmauer bzw. Mauer und die Ei...
	Böschungen sind 1:1,5 oder flacher anzulegen.
	5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)
	Der Bebauungsplan setzt für den Planungsbereich die Bebauung in offener Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Baugrenzen definiert. Bei der Festlegung der Baugrenzen als Baufensterauswe...
	Die durch die Baugrenzen festgesetzten Grundstücksflächen werden gegenüber den derzeit geltenden Bebauungsplänen so erweitert, dass eine höhere Flexibilität bei geplanten Gebäudestellungen bzw. bei geplanten baulichen Erweiterungen möglich ist.
	Die Festsetzung zur Stellung baulicher Anlagen mit der Firstrichtung gilt nicht für Garagen.
	Nebenanlagen
	Zur Klarstellung wird in die Festsetzungen aufgenommen, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche Anlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets s...
	5.4 Stellplätze, Carports und Garagen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)
	Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) sowie Stellplätze können innerhalb der Baugebietsflächen angeordnet werden. Garagen haben einen Abstand von mindestens 5,00 m und Carports von mindestens 3,00 m zu öffentlichen Verkehrsflächen, gemessen v...
	6. ERSCHLIESSUNG
	6.1 Verkehrsflächen
	Das innere Erschließungssystem, bestehend aus der Höhenstraße,  Westerngrundstraße und Talstraße. Eine Fußwegverbindung besteht zwischen der Talstraße und der Höhenstraße, beide Straßen verlaufen parallel zu dem Höhenverlauf des Hanges.
	6.2 Ver- und Entsorgung
	Trinkwasserversorgung
	Die Gemeinde Krombach ist Mitglied im Zweckverband Fernwasserversorgung Spessartgruppe Hörstein.
	Die Trinkwasserversorgung ist über die bestehenden Versorgungsleitungen in den Erschließungsstraßen gesichert.
	Löschwasserversorgung
	Über das öffentliche Trinkwassernetz ist im Plangebiet eine Löschwasserentnahme von 48 bis 96 m³/h (800 bis 1600 l/min) über die Dauer von 2 Stunden bei einem Fließdruck von 1,5 bar möglich.
	Abwasserbeseitigung
	Die Gemeinde Krombach ist dem Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund angeschlossen.
	Strom- und Erdgasversorgung
	Die Stromversorgung erfolgt über die Bayernwerk Netz GmbH.
	Für die Erdgasversorgung ist die Energieversorgung Main-Spessart GmbH zuständig.
	Abfallentsorgung
	Für die umweltgerechte Entsorgung der Abfälle ist der Landkreis Aschaffenburg verantwortlich.
	7. NATUR UND UMWELT
	7.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Freiflächengestaltung
	Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Grundstücksflächen sind wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen, mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten.
	Immer häufiger werden Gärten mit Schotter, Split, Kies oder anderen losen Material- und Steinschüttungen angelegt. Die planerische Zielsetzung hinsichtlich der Schaffung und Erhaltung von Grünflächen ist es, diese Art der Gestaltung einzudämmen. Offen...
	Stellflächen und Zufahrten
	Eine wesentliche Voraussetzung für den Grundwasserschutz ist das Offenhalten der Böden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen. Bei der Gestaltung und Ausführung von zu befestigenden Flächen wie Wege, Zufahrten und Stellplätze ...
	Die Versickerung von Niederschlagswasser kann als Beitrag zur Grundwasserneubildung dienen und trägt  zur Reduzierung des Oberflächenabflusses bei einem Starkregen bei.
	Artenschutz
	Durch die Realisierung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen Konflikte des Artenschutzes zu erwarten.
	Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG werden berücksichtigt durch folgende Maßnahmen:
	( Vor Baumfällungen oder einem Gebäudeabbruch ist von einer biologisch ausge-
	bildeten Person zu prüfen, ob Brut-, Nist- oder Zufluchtstätten von Vögeln
	(z.B. Hausrotschwanz, Mauersegler) und Säugetieren (Fledermäuse) betroffen sind,
	um ggf. Vorkehrungen zur Vermeidung des Schädigens von artenschutzrechtlich
	geschützten Tierarten zu treffen.
	( Höhlenbäume sind grundsätzlich zu erhalten; sollte dies nicht möglich sein, ist
	gemeinsam mit der Unteren Naturschutzbehörde eine einvernehmliche Lösung
	zu erarbeiten.
	( Mit der Beschränkung von Gehölzrodungen und Baumfällungen auf den
	artenschutzrechtlich begründeten Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar
	werden Tötungen und Verletzungen von Vögeln und Fledermäusen vermieden
	(§ 39 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG).
	7.2 Grünflächen und Pflanzgebote für das Anpflanzen von Bäumen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25 BauGB)
	Private Grünflächen
	Am Übergang zur freien Landschaft und zur naturnahen Ausbildung des Ortsrandes sowie als grüne Zäsur zwischen dem älteren Baubestand entlang der Hauptstraße und dem Baugebiet „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“ sind 3,00 m breite  private Grünstre...
	Öffentliche Grünfläche
	Ein Spielplatz befindet sich im Südwesten des Baugebietes.
	Hausbaum
	Bei einer Neubebauung ist auf dem Baugrundstück mindestens ein heimischer standortgerechter Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten und ggf. nach Abgang zu ersetzen.
	Der Bebauungsplan enthält Pflanzbeispiele für standortgerechte heimische Bäume, Sträucher und Kletterpflanzen.
	Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmaßnahmen für die Anlagen vorgesehen werden.
	7.3 Umweltbelange
	Der Bebauungsplan „Stemmersgrund-Rüsselfeld-Backesäcker“, 2. Änderung wird unter Anwendung des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.
	Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelten.
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Dennoch sind die Belange der Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu berücksichtigen und in die Abwägung einzustellen.
	Schutzgüter Boden und Wasser
	Das Plangebiet ist bereits überwiegend bebaut und durch Verkehrsflächen, Stellplätze und Zufahrten versiegelt.
	Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch weitere Versiegelung von Flächen werden gemindert durch die Berücksichtigung der Ziele:
	• vorrangige Versickerung des Niederschlagswassers auf den Grundstücken oder
	Maßnahmen zur Rückhaltung und Wiederverwendung des Dachwassers (z.B.
	Zisternen),
	• Schaffung und Erhaltung von Grünflächen auf den nicht überbauten Grundstücks-
	flächen.
	Schutzgüter Klima und Luft
	Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und ist damit zu rechnen, dass die Realisierung von weiteren Gebäuden und versiegelten Flächen keine klimatischen Auswirkungen hat.
	Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Durch die Umsetzung weiterer Bebauung sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
	Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen auszuschließen.
	Schutzgut Landschaft
	Das Ortsbild könnte durch neue Baustrukturen verändert werden,  die nicht ortstypische Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in die bauliche Umgebung integrieren.
	Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Höhen der Gebäude getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen einfügen und keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind.
	Natura 2000-Gebiete
	Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 – Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.
	Schutzgut Mensch
	Für die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst werden. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.
	Gegenüber der Bestandssituation ergeben sich keine Auswirkungen durch die Änderung des Bebauungsplanes.
	Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter ist von dem Planungsvorhaben nicht betroffen.
	Sonstige abzusehende Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfälle oder Katastrophen
	Im Rahmen der Bauausführungen könnten im Havariefall solche Auswirkungen durch den Eintrag umweltgefährdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen. Jedoch entspricht das Gefährdungspotenzial dem üblicher Vorhaben. Durch Baumaßnahmen sind...
	Die Auswirkungen von Vorhaben auf den Naturhaushalt bestehen in der Versiegelung von Boden. Als Folgen der Bodenversiegelung ist die Verringerung des Lebensraums für Flora und Fauna, die Verhinderung der Neubildung und Speicherung von Grundwasser zu ...
	Die genannten Wechselwirkungen sind bei dem vorliegenden Vorhaben aufgrund der bestehenden Flächennutzungen irrelevant.
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchführung der Planung nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
	8. IMMISSIONSSCHUTZ
	Verkehrslärm
	Am nordöstlichen Rand des Baugebietes verläuft die Kreisstraße AB 12.
	Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN18005
	Grundlage: DTV-Werte aus den Straßenverkehrszählungen 2015
	Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte in einem allgemeinen Wohngebiet (WA) zu beachten, um eine angemessene Berücksichtigung des Schutzes vor Lärmbelastungen zu erfüllen:
	• tags 55 dB und nachts 45/40 dB.
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm, der höhere für Verkehrslärm.
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass die schalltechnischen Orientierungswerte lediglich in den direkt an die Kreisstraße angrenzenden Baugrundstücken in dem Tag- und Nachtzeitraum überschritten werden.
	Bei Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 sind daher im Zuge von Neu- und Umbaumaßnahmen passive Schallschutzmaßnahmen durchzuführen.
	Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen – mit Ausnahmen von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen – sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten
	oder Raumnutzungen mind. die in Tab. 7 des Teils 1 der DIN 4109 vom Januar 2018 für den betreffenden Lärmpegelbereich aufgeführten Anforderungen der Luftschalldämmung einzuhalten. Die Schlafräume sollten möglichst schallabgewandt orientiert werden.
	Dachformen, Dachneigungen, Dacheindeckungen, Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel
	Mit der Festsetzung der Dachformen „Satteldach“ und „höhenversetztes Pultdach“ in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 wird der gebietsprägenden Rolle der Dachlandschaft Rechnung getragen. Weitere Dachformen sind nicht gewollt, da eine Einheitl...
	Der zulässige Rahmen der Dachneigungen wird mit 28  bis 45  im allgemeinen Wohngebiet festgelegt.
	Die Dachflächen sind in gedecktem Farbton auszuführen, um ein ruhiges Gesamterscheinungsbild zu erreichen. Glänzende Materialien sowie grelle Farben sind nicht zulässig.
	Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel
	Hinsichtlich der Dachgestaltung enthält der Bebauungsplan Vorgaben zu Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebeln.
	Regelungen bezüglich Dachform und Dachneigung von Dachaufbauten, Quer- und Zwerchgiebeln werden in Anpassung an die heutigen Gestaltungsvorstellungen nicht getroffen.
	Einfriedungen
	Einfriedungen von Grundstücken sind bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig, davon Sockelmauern bis 0,40 m.
	Sichtschutzzäune werden bis zu 1,80 m Höhe und einer Länge von jeweils 5,00 m an den seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen zugelassen.
	Mobilfunkanlagen
	Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach § 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild am Ortsrand und in der Hanglage nicht zu beeinträchtigen.
	Die Abstandstiefen werden nach den Bestimmungen des Artikel 6 der Bayer. Bauordnung (BayBO) geregelt.
	Für Garagen bzw. grenznahe Bebauung nach Art. 6 Abs. 9 BayBO ist ausnahmsweise eine mittlere Wandhöhe von bis zu 4,00 m zulässig.
	10. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
	(§ 9 Abs. 6 BauGB)
	In den Bebauungsplan wurde die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes – LSG – innerhalb des Naturparks „Spessart“ übertragen, die den südwestlichen Planungsraum tangiert und südlich des Plangebietes verläuft.
	11. HINWEISE
	Der Bebauungsplan enthält Hinweise auf:
	• Vorgeschlagene Standorte für die Wohngebäude
	• Baunutzungsverordnung (BauNVO)
	Für den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
	der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) maßgebend.
	• Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1:
	Allgemeines Wohngebiet – WA - tags 55 dB, nachts 45/40 dB
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und Gewerbe-
	lärm, der höhere auf Verkehrslärm bezogen.
	• Kreisstraße AB 12
	Am nordöstlichen Rand des Plangebietes verläuft die Kreisstraße AB 12, von der
	auf das  Wohngebiet Immissionen, insbesondere Verkehrslärm, einwirken.
	Forderungen hinsichtlich erforderlicher Schutzmaßnahmen können gegenüber
	dem Straßenbaulastträger der Kreisstraße nicht geltend gemacht werden.
	• Freiflächengestaltungsplan
	Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan beizufügen. In diesem sind
	insbesondere die befestigen Flächen wie Zufahrten, Stellplätze etc. und die Art der
	Befestigung, die  Aufteilung der Rasen- und Pflanzflächen und ein Geländeschnitt
	bei Höhenveränderungen darzustellen.
	•      Bodenfunde und Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
	sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt.
	Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs.1 und 2 Denkmalschutz-
	gesetz (DSchG) mit der Meldepflicht und dem Verhalten bei Funden von Boden-
	denkmälern hingewiesen
	• Bergbau
	Bei Baugrunduntersuchungen und Baugrubenaushub ist auf Anzeichen alten Berg-
	baus zu achten und bei auftretenden Hinweisen das Bergamt Nordbayern zu in-
	formieren.
	• Entwässerung
	Die Entwässerung erfolgt im Mischsystem.
	Quell-, Dränsammel- und Schichtwasser sowie Niederschlagswasser aus den
	Außeneinzugsgebieten dürfen nicht der gemeindlichen Kanalisation zugeführt
	werden.
	• Niederschlagswasser
	Leitgedanke der Siedlungsentwässerung ist ein naturnaher Umgang mit Nieder-
	schlagswasser. Zu prüfen ist die Wasserdurchlässigkeit des Bodens. Mit der
	Versickerung (flächenhaft oder über Versickerungsanlagen) von Regenwasser
	auf dem Baugrundstück und der Sammlung über Zisternen wird die hydraulische
	Belastung der örtlichen Kanalisation reduziert. Gesammeltes Niederschlagswasser
	kann genehmigungsfrei versickert werden, sofern die Voraussetzung der Nieder-
	schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) erfüllt und die Vorgaben der
	zugehörigen Technischen Regeln (TRENGW) eingehalten werden.
	Dachdeckungen mit unbeschichtetem Kupfer-, Zink- oder Bleiblechflächen sind
	nicht zulässig.
	• Gegen Oberflächenwasser, Schicht- und Hangdruckwasser sind bei den
	Bauvorhaben geeignete Vorkehrungen zu treffen.
	• Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen
	Um Schäden infolge von Starkregenereignissen zu vermeiden, sind bauliche Vor-
	sorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem
	Wasser in Erd- und Kellergeschosse bzw. in Gebäudeöffnungen dauerhaft ver-
	hindern.
	• Regenerative Energien
	Empfohlen werden die Beheizung und die Warmwasserversorgung der Gebäude
	mit regenerativen Energien (wie z.B. Solarenergie, Außenluft) sowie Photovoltaik-
	anlagen.
	• Stellplatzbedarf
	Der Stellplatzbedarf richtet sich nach der Garagen- und Stellplatzverordnung.
	• Zweiter Rettungsweg
	Für Gebäude, bei denen die Rettungshöhe mehr als 8,00 m über der Geländeoberfläche liegt, kann der zweite Rettungsweg über die Drehleiter der Feuerwehr Schöllkrippen sichergestellt werden, wenn die erforderlichen Zufahrten und Aufstellflächen vorhan...
	• DIN-Vorschriften
	DIN-Vorschriften, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im
	Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Schöllkrippen, Marktplatz 1, 63825 Schöllkrippen während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.
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